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I.  Untersuchungen  und  Vorschläge. 


Zur  Kechtfertigung  der  Zuwachssteuer, 

Vortrag-,  gehalten  am  10.  März  1906  im  Bunde  deutscher  Bodenreformer  in  der 
Landwirtschaftlichen  Hochschule  zu  Berlin. 

Von 

Geh.  Reg.-Bat  Prof.  Dr.  Adolph  Wagner,  Berlin. 

Ich  muß  zunächst  mit  einem  Wort  der  Polemik  gegen  meinen 
verehrten  Freund  Damaschke  beginnen.  Er  hat  mich  viel  zu 
sehr  gelobt.  In  einer  Versammlung  wie  der  heutigen,  in  der 
überwiegend  auch  Herren  der  Praxis  sein  werden,  muß  unsereiner, 
ein  „Stubengelehrter",  ein  „grauer"  Theoretiker,  doch  einige  Be- 
denken und  Sorgen  haben.  Auch  den  schönen  Ausdruck:  „Alt- 
meister" muß  ich  ablehnen.  Ja,  ein  „Alter"  —  aber  nicht  ein 
„Meister"  (Heiterkeit  und  Widerspruch)  —  ein  recht  „Alter" 
sogar  bin  ich.  Freilich  in  gewisser  Beziehung  hat  das  Alter  auch 
einen  Vorzug.  Es  ist  ja  nicht  sein  Verdienst;  aber  es  ermöglicht 
doch  auf  längere  Zeit  zurückzublicken  und  daran  lassen  Sie  mich 
einen  Augenblick  anknüpfen. 

Wer  in  meinen  Jahren,  in  den  70ern  steht,  und  wer  mit 
einigem  Bewußtsein  an  der  Entwicklung  der  politischen,  der  wirt- 
schaftlichen, der  sozialen,  der  finanziellen  Dinge  teilgenommen 
hat,  der  hat  allmählich  eingesehen,  daß  zwar  gut  Ding  Weile 
haben  will,  daß  aber  doch  auch  vieles,  was  man  früher  kaum 
irgendwie  in  weiteren  Kreisen  verstanden  hat,  doch  auch  hier 
allmählich  verstanden  wird,  und  daß  es  allmählich  aus  der 
theoretischen  Erwägung  in  den  praktischen  Versuch  übergeht. 

l 


Ich  erinnere  da  beispielsweise  an  die  Frage  der  Verstaat- 
lichung der  Eisenbahnen.  Ich  kann  mich  noch  aus  meiner  — 
nicht  nur  frühesten,  sondern  noch  meiner  akademischen  Jugend, 
als  Student,  erinnern,  wie  damals  der  Gedanke  eines  allgemeinen 
Staatseisenbahnsystems  fast  durchweg  abgelehnt  wurde  und  wie 
derjenige,  der  ihn  vertrat,  als  ein  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
fernstehender  „grauer"  Theoretiker  und  Stubengelehrter  betrachtet 
wurde.  Das  war  selbst  noch  so,  als  das  Eeichseisenbahnprojekt 
vor  annähernd  30  Jahren  auftauchte.  Ich  habe  damals  in  Bremen 
auf  dem  Volkswirtschaftlichen  Kongreß  mit  alten  fachgenössischen 
—  wenn  auch  persönlich  befreundeten  —  so  doch  sachlich 
gegnerischen  Männern  über  diese  Frage  gestritten.  Es  wurde 
damals  als  die  schlimmste  „Entwicklung  zum  Sozialismus"  be- 
zeichnet, daß  der  Staat  die  Eisenbahnen  an  sich  nehmen  sollte. 
Nun  haben  wir  es  glücklicherweise  erreicht,  und  wir  sind  damit 
wiederum  vielen  anderen  Völkern  und  Staaten  weit  voran- 
gekommen, ohne  dem  „Sozialismus"  zu  verfallen. 

Und  noch  ein  Thema  möchte  ich  berühren,  das  mir  hier  noch 
näher  liegt.  Es  fällt  mir  da  ein  Wort  ein,  das  bei  einem  solchen 
trockenen  Thema  vielleicht  ein  bißchen  weit  hergeholt  erscheint, 
das  aber  als  das  Wort  eines  unserer  ersten  Dichter  doch  immer 
und  überall  Geltung  hat,  das  bekannte  Wort:  „Was  in  der  Jugend 
man  wünscht,  das  hat  man  im  Alter  die  Fülle."  Es  gilt,  wie  so 
manches  Dichterwort,  nur  mit  gewissen  Einschränkungen,  aber  es 
trifft  doch  auf  vielen  Gebieten  zu.  Und  gerade  auf  dem  Gebiete, 
das  wir  heute  hier  behandeln,  kann  ich  mich  recht  wohl  erinnern, 
wie  der  Gedanke  einer  Heranziehung  des,  wie  Sie  und  andere  es 
nennen,  unverdienten  Wertzuwachses  am  Boden  in  Gemeinde 
und  Staat  zugunsten  der  Allgemeinheit,  zuerst  ziemlich  allgemein 
abgelehnt  wurde,  nicht  nur  bei  den  Praktikern,  sondern  weithin 
auch  bei  den  Theoretikern. 

Es  war  in  der  ersten  Versammlung  des  Vereins  für  Sozial- 
politik, des  sog.  kathedersozialistischen  Vereins,  im  Jahre  1872, 
wo  die  gleiche  Frage  behandelt  wurde.  Mein  lange  verstorbener 
berühmter  Freund,  der  ausgezeichnete  preußische  Chef  der  Statistik, 
Dr.  Engel,  sprach  damals  über  die  Wohnungsfrage.  Es  war  die 
Zeit,  wo  auch  ich  mich  mit  diesem  Problem  zu  befassen  begann. 
Engel  sprach  sehr  gut  und  brachte  eine  Menge  Material  bei.  Er 
kam  auch  auf  die  damalige  Berliner  Bodenspekulation  zu  sprechen, 
in  der  unerhörte  Gewinne  verhältnismäßig  leicht  gemacht  worden 
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seien  und  zeigte,  wie  auf  diese  Weise  der  Grund  und  Boden  dem 
eigentlichen  Bebauungszwecke  teils  völlig  vorenthalten,  teils  dafür 
doch  in  weitem  Umfange  übermäßig  verteuert  würde.  Ich  habe 
damals  in  der  Debatte,  die  Dr.  Engel  eingeleitet  hatte,  Ideen 
vertreten,  wie  ich  sie  heute  hier  vertrete.  Damals  aber  wurden 
sie  günstigenfalls  mit  Kopfschütteln  angehört,  mit  Achselzucken 
behandelt,  meist  aber  mit  unbedingter  Ablehnung.  Von  meinen 
fachgenossenschaftlichen  Gegnern  wie  Freunden  wurde  ziemlich 
einmütig  erklärt,  desgleichen  zu  verwirklichen,  daran  könne  ernst- 
lich gar  nicht  gedacht  werden! 

Bald  darauf  kam  es  in  Bremen  zu  einer  praktischen  Er- 
örterung der  Frage.  Bremen  hatte  damals  während  des  großen 
Schwindels,  der  nach  dem  Kriege  auf  wirtschaftlichem  Gebiete 
eingetreten  war,  sich  eine  Grundwertsteuer  gegeben,  die  etwa  in 
der  Richtung  der  jetzt  uns  beschäftigenden  lag.  Da  aber  setzte 
der  bekannte  wirtschaftliche  Rückschlag  ein.  Die  Steuer  war 
auch  nicht  richtig  geregelt.  Sie  war  zu  weit  auf  ländliche  An- 
wesen, die  noch  im  Betrieb  waren,  ausgedehnt,  kurz  und  gut,  sie 
ließ  sich  in  dieser  Form  nicht  halten.  Damals  wurde  mein  ver- 
ehrter persönlicher  Lehrer  Georg  Hanssen  in  Göttingen  auf- 
gefordert, ein  Gutachten  über  die  Steuer  zu  geben,  und  dieses  Gut- 
achten fiel  durchaus  gegen  sie  aus.  Er,  einer  der  ersten  Agrar- 
historiker  und  -Politiker  jener  Zeit,  war  der  Ansicht,  die  für  ge- 
wisse ländliche  Anwesen  noch  heute  vielfach  als  richtig  bezeichnet 
werden  muß,  daß  man  bei  der  Besteuerung  des  Bodens  nach  dem 
Ertrage  gehen  müsse.  Immerhin  aber  war  die  Frage  streitig,  und 
es  wurden  auch  andere  Nationalökonomen  in  ganz  Deutschland 
über  die  Sache  befragt.  Auch  mir  ist  damals  die  Ehre  zuteil 
geworden,  befragt  zu  werden.  Wir  gaben  gewissermaßen  ein  Super- 
arbitrum über  die  Meinung  von  Hanssen  ab.  Wir  stimmten  ihm 
im  ganzen  bei.  Aber  ich  wagte  doch  anzudeuten,  daß  der  Ge- 
danke der  Steuer  in  Bremen  in  der  Richtung  der  Erfassung  des 
unverdienten  Wertzuwachses  doch  nicht  so  ganz  unrichtig  sei 
Ich  weiß  noch,  welch  allgemeines  Schütteln  des  Kopfes  da  ent- 
stand. Hanssen,  mein  verehrter  Lehrer,  meinte,  das  sei  ein 
Zeichen,  wie  ich  und  noch  ein  paar  jüngere  „ganz  unsinnig  radikale 
Leute"  seien.  (Heiterkeit.) 

Wenn  man  das  erlebt  hat  und  wenn  man  nun  sieht,  wie  die 
Dinge  sich  allmählich  entwickelt  haben,  dann  gilt  eben  das  Wort: 
„Gut  Ding  will  Weile  haben." 

l* 
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Und  es  ist  am  Ende  auch  gut,  daß  nichts  übereilt  wird,  denn 
man  muß  nach  allen  Seiten  hin  erwägen,  und,  wie  nichts  'auf  der 
Welt  nur  gute  Seiten  hat,  so  enthält  vielleicht  auch  die  Eichtung 
der  Bodenreform  auf  diesem  Gebiete  nicht  nur  Gutes;  sie  kann 
natürlich  auch  den  oder  jenen  Fehler  haben.  Es  fragt  sich  nur, 
ob  die  Vorzüge  einer  Sache,  die  wirklich  nachweisbar  oder  auch 
nur  wahrscheinlich  sind,  größer  sind,  wie  die  wirklich  nachweis- 
baren oder  wahrscheinlichen  Nachteile.  Danach  wird  man  in  der 
Regel  entscheiden  müssen.  Das  ist  in  allen  praktischen  Fragen  so. 

Ich  erwähne  da  nur  die  Frage  der  direkten  und  indirekten 
Steuern.  Das  ist  eine  Frage,  über  die  man  gar  nicht  so  einfach 
aburteilen  kann.  Wenn  heute  die  linksstehenden  Parteien,  nament- 
lich die  Sozialdemokratie,  teilweise  auch  die  bürgerlichen  Parteien, 
unbedingt  die  indirekten  Steuern  verwerfen,  so  übersehen  sie  ein- 
mal, daß  diese  in  der  ganzen  Geschichte  verbreitet  sind,  daß  aber, 
was  so  verbreitet  ist  zu  allen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern,  auch 
gute  innere  Gründe  haben  muß.  Sie  übersehen,  daß  sich  nur 
sehr  schwer  genügender  Ersatz  dafür  schaffen  läßt,  und  sie  über- 
sehen endlich,  daß  eine  Reihe  von  Annahmen,  die  man  doktrinär 
aufgestellt  hat,  z.  B.  daß  der  Preis  sofort  um  den  Betrag  der 
Steuer  oder  des  Zolls  steigen  müsse,  in  dieser  Allgemeinheit  gar 
nicht  zutrifft.  Das  sind  eben  ganz  außerordentlich  komplizierte 
Vorgänge,  die  sich  nicht  auf  eine  einfache  Formel  bringen  lassen. 
Man  muß  bei  solchen  Fragen  das  Für  und  Wider  erwägen,  daraus 
wird  sich  dann  erst  nach  und  nach  eine  gewisse  Wahrheit  heraus- 
destillieren lassen,  und  die  wird  sich  dann  erst  nach  und  nach  ver- 
breiten. Nun,  unsere  Zeit  lebt  ja  schnell.  Was  frühere  Genera- 
tionen in  langen  Zeiträumen  kaum  erlebten,  das  erleben  wir  in 
dem  knappen  Zeitraum  eines  Menschenalters.  So  auch  hier.  Und 
insofern  heißt  es  wieder:  „Was  in  der  Jugend  man  wünscht,  das 
hat  man  im  Alter  die  Fülle."  # 

Ich  habe  nicht  geglaubt,  daß  die  immerhin  etwas  radikale 
Idee,  wie  sie  in  der  Zuwachssteuer  liegt,  sich  schließlich  so  rasch 
verbreiten  würde,  daß  allmählich,  man  kann  nicht  sagen,  ein- 
stimmig, aber  immerhin  in  großem  Umfang,  die  Theorie  und 
Wissenschaft  auf  ihre  Seite  getreten  ist,  daß  die  Politiker  nur  aus- 
nahmsweise noch  ihre  unbedingten  Gegner  sind  und  daß  ihre  haupt- 
sächlichsten Gegner  bestehen  aus  unmittelbar  Interessierten, 
deren  Stimme  aber  eben  deswegen  —  ich  will  nicht  sagen,  gar 
nicht  zu  beachten  ist,  aber  doch  nicht  als  ausschlaggebend  an- 
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gesehen  werden  kann,  eben  weil  sie  nicht  unparteiisch  sind. 
Aus  welchen  Gründen  kann  man  nun  überhaupt  an  die  Idee  einer 
Zuwachssteuer  denken?  Da  müssen  Sie  nun  einem  „doktrinären" 
Gelehrten  gestatten ,  noch  ein  paar  Punkte  hervorzuheben,  die 
mit  allgemeinen  steuertheoretischen  Fragen  in  Verbindung  stehen. 

Wir  sehen  in  der  Entwicklung  der  Theorie  wie  auch  in  der 
Gestaltung  der  Praxis  allmählich,  wenn  auch  langsam,  mehr  und 
mehr  den  Gesichtspunkt  hervortreten,  daß  man  die  Steuern  vor- 
nehmlich zu  gründen  versucht  auf  das  Prinzip  der  Leistungs- 
fähigkeit. Worin  besteht  nun  diese  Leistungsfähigkeit?  Da  sagt 
man  mit  Recht:  In  erster  Linie  besteht  sie  in  dem,  was  dank 
der  Leistungsfähigkeit,  dank  der  wirtschaftlichen  Arbeit  und 
Erwerbsfähigkeit  erworben  wird:  also  dem  normalen  Einkommen. 
Daher  ist  das  Bestreben  voll  berechtigt,  das  Einkommen  des 
Einzelnen  wie  der  Nation  zur  Grundlage  und  zum  Ausgangs- 
punkt der  Besteuerung  zu  machen.  Aber  mit  gleichem  Recht  hat 
man  weiter  gesagt:  Es  ist  das,  was  man  aus  dem  regelmäßigen, 
berufsmäßigen  Erwerb  als  Einkommen  erwirbt,  nicht  das  Einzige, 
wovon  die  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen  abhängt;  mit  Fug  und 
Recht  weist  man  darauf  hin,  daß  auch  die  verschiedenen 
Arten  des  Einkommens  in  der  Besteuerung  eine  sehr  verschiedene 
Leistungsfähigkeit  repräsentieren,  vor  allem  die  beiden  Haupt- 
arten: reines  Renteneinkommen,  wie  es  der  Zins  des  Leih- 
kapitalisten, der  Mietzins  des  Vermieters  von  Gebäuden  oder  des 
Verpächters  von  Grundstücken  darstellt,  und  andererseits  reines 
Arbeitseinkommen,  wie  wir  es  beim  gewöhnlichen  Arbeiter 
bis  zum  höchsten  Beamten  hinauf  und  bei  gewissen  liberalen  Be- 
rufen haben.  Und  dazwischen  steht  in  der  Praxis  eine  dritte 
Hauptart:  gemischtes  Einkommen,  wie  es  in  der  Verbindung 
von  persönlicher  Arbeit  des  Unternehmers  mit  Kapital,  mit  Grund- 
stücken, im  Erwerb,  der  Industrie,  des  Handels,  im  Bankgeschäft, 
in  der  Landwirtschaft  usw.  usw.  erzielt  wird.  Mindestens  diese 
drei  Gesichtspunkte  müssen  bei  der  Differenzierung  des  Ein- 
kommens in  Betracht  gezogen  werden.  Aber  auch  das  reicht 
noch  nicht  aus.  Man  hat  vielmehr  eingesehen,  daß  auch  diese 
beiden  Ausgangspunkte:  die  Grundlage  des  Einkommens  an  sich 
und  dessen  Höhe  und  die  Art  des  Einkommens,  noch  nicht 
genügen,  um  darauf  die  Besteuerung  richtig  aufzubauen,  und  daß 
auch  die  Geschichte  tatsächlich  anders  verfahren  ist.  Mit  Recht 
sagt  man:  Es  kommt  doch  auch  sehr  darauf  an,  wie  das  Ein- 
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kommen  erworben  worden  ist;  auch  der  rechtliche  Erwerb  ist 
doch  ein  ökonomisch  sehr  verschiedener.  In  dem  einen  Falle 
trifft  im  wahren  Sinne  das  ßibelwort  zu:  „im  Schweiße  des  An- 
gesichts sollst  du  dein  Brot  essen",  und  dabei  oft  noch  un- 
sicher und  kümmerlich  genug;  das  andere  Mal,  gelinde  und  milde 
ausgedrückt,  „du  erwirbst  nicht  im  Schweiße  des  Angesichts, 
sondern  auf  ganz  andere  Weise,  dank  Zufälligkeiten  und  Um- 
ständen aller  Art,  öfters  ohne  irgend  eine  persönliche  Leistung, 
nur  in  Konsequenz  des  absolut  hingestellten  Privateigentums- 
prinzips, und  zwar  namentlich  dort,  wo  die  Massen  sich  kon- 
zentrieren, in  den  großen  Städten,  in  den  Industriebezirken;  hier 
geht  der  Wert  vom  Boden,  von  Bergwerken,  von  Gebäuden  ohne 
irgend  welches  Zutun  des  einzelnen  Besitzers  oft  rapide  in  die 
Höhe,  dank  der  Entwicklung  des  Gemeinwesens  und  der  Gewinn 
fällt  dem  Besitzer  zu."  An  Gebäuden  in  städtischen  Verhältnissen 
kann  man  diese  Entwicklung  am  besten  verfolgen. 

Versetzen  wir  uns  einmal  in  die  Zeit  nach  den  Ereignissen 
von  1 864  und  1866,  aber  noch  vor  dem  französischen  Kriege,  also 
in  jene  Zeit,  wo  man  fühlte,  der  Himmel  hänge  voller  Wolken,  es 
kann  jeden  Augenblick  losbrechen,  wo  aber  schließlich  doch 
niemand  sicher  wußte,  wann;  hat  doch  selbst  Bismarck  hinterher 
versichert,  er  habe  noch  im  Frühjahr  1870  durchaus  nicht  ge- 
dacht, daß  der  drohende  Ausbruch  des  Krieges  mit  Frankreich  so 
nahe  sei.  Hinterher  hat  man's  ja  leicht,  weise  zu  sein,  aber 
irgend  etwas  Sicheres  war  damals  nicht  vorauszusehen.  Nehmen 
wir  nun  an,  es  erwarb  damals  jemand,  vielleicht  gänzlich  gegen 
seinen  Willen,  vielleicht  nur,  um  bei  einer  Zwangsversteigerung 
mit  seiner  Hypothek  nicht  auszufallen,  ein  Grundstück.  Nun 
kommen  die  unvorhergesehenen  Ereignisse :  das  Jahr  1870/71,  der 
ungeheure  Sieg  Deutschlands  über  Frankreich  und  alles  das,  was 
damit  in  Verbindung  steht.  Das  Grundstück,  das  er  ungern  und 
gegen  seinen  Willen  übernommen  hat,  wird  vielleicht  im  Laufe 
der  nächsten  paar  Jahre  um  50  %,  vielleicht  noch  höher,  in  seinem 
Werte  steigen.  Selbstverständlich,  diese  Wertsteigerung  gehört 
ihm,  „rechtlich"  läßt  sich  gar  nichts  dagegen  sagen,  obwohl  nicht 
die  geringste  persönliche  Leistung  dabei  mitgespielt  hat.  Gerade 
ein  solches  aus  dem  praktischen  Leben  entnommenes  Beispiel,  dem 
sich  Hunderte  und  Tausende  ähnliche  anreihen  lassen,  legt  die 
Frage  nahe:  „Wo  bleibt  denn  hier  der  Grundsatz:  aus  nichts 
wird  nichts?" 
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Der  Wertzuwachs  ist  im  vorliegenden  Falle  eben  zurück- 
zuführen auf  eine  ganze  Eeihe  #^on  anderen  Umständen  und  Zu- 
sammenhängen, „gesellschaftlicher  Konjunktur"  usw.,  vor  allem 
auch  auf  eine  Reihe  von  persönlichen  Tätigkeiten  —  aber 
anderer  als  des  Gewinners.  Hätten  z.  B.  die  deutschen  Heere 
nicht  den  Sieg  erfochten,  so  wäre  die  Sache  ganz  anders  gekommen. 
Nun  haben  sie  den  Sieg  erfochten,  nun  haben  sie  ihr  Blut  zum 
Opfer  gebracht,  nun  strömen  die  Massen  in  Berlin  zusammen,  nun 
steigen  die  Mieten  rapid  in  die  Höhe  —  kurz  und  gut:  die 
Hausbesitzer  können  jetzt  ernten,  wo  sie  nicht  gesät  haben.  Dem- 
gegenüber kann  man  zugestehen :  Gut,  das  ist  dein  Eecht !  Behalte 
dein  Eigentum !  Aber  das  kann  doch  nicht  geleugnet  werden,  daß 
es  nicht  deine  persönliche  Leistung  war,  und  daß  ein  solcher 
Gewinn  absolut  nicht  mit  dem  zu  vergleichen  ist,  der  einem 
Kaufmann ,  einem  Industriellen  im  mühsamen  Erwerbsleben  zufällt ; 
denn  bei  ihm  beruht  alles  wesentlich  mit  auf  persönlicher  Arbeits- 
leistung. Hieran  knüpft  nun  die  neuere  Theorie  an,  indem 
sie  mit  Eecht  geltend  macht:  man  muß  das  Einkommen  nicht 
nur  seiner  Höhe  nach,  nicht  nur  seiner  Art  nach,  man  muß 
es  auch  nach  seiner  Erwerbsweise  ins  Auge  fassen,  daß 
man  also  fragt,  ob  dabei  auch  eine  persönliche  Leistung  mit 
im  Spiele  ist,  und  wenn  Ja,  in  welchem  Umfange !  Natürlich  kann 
man  das  nur  ungefähr  veranschlagen ;  aber  immerhin  liegt  hier  ein 
beachtenswerter  Gedanke  zugrunde.  Man  versucht  Eücksicht 
zu  nehmen,  ob  das  Einkommen  aus  Eente  oder  aus  Arbeits- 
einkommen besteht  oder  ob  es  ein  gemischtes  ist ;  man  will  weiter 
Eücksicht  nehmen  darauf,  wie  hoch  das  Einkommen  ist,  weil  da- 
nach wiederum  die  Leistungsfähigkeit  des  Steuerzahlers  sich 
richtet ;  denn  die  Statistik  weist  nach,  daß  die  kleinen  Leute  nicht 
nur  ein  viel  geringeres  Einkommen  haben,  sondern  daß  sie  auch 
den  notwendigen  Konsum  mit  einem  größeren  Teile  ihres  Ein- 
kommens bestreiten  müssen.  Eine  Arbeiterfamilie  braucht  viel- 
leicht 95%  ihres  Einkommens  für  das  Notwendigste,  eine  reiche 
Familie  vielleicht  nur  30  %>  und  sie  lebt  dabei  doch  der  Qualität 
nach  noch  außerordentlich  viel  besser;  kurz,  nach  allen  diesen 
Momenten  sucht  man  die  Besteuerung  einzurichten,  und  unter 
diesen  Momenten  befindet  sich  nun  auch  der  Punkt,  an  den  die 
Entwicklung  der  Wertzuwachssteuer  anknüpft. 

So  sehen  wir  eine  allmähliche  Entwicklung  von  Gedanken- 
gängen, und  zwar  von  Gedankengängen,  die  abgeleitet  sind  von 


den  Vorgängen  des  wirtschaftlichen  Lebens,  Vorgänge,  die  auch 
früheren  Zeiten  nicht  völlig  gefehlt  haben.  Neuere  Untersuchungen 
machen  es  beispielsweise  sehr  wahrscheinlich,  daß  wir  auch  schon 
in  alten  Zeiten  Spekulationen  in  Grund  und  Boden  gehabt  haben, 
schon  im  alten  Rom,  in  Venedig  usw.  Aber  in  der  Größe  und 
Allgemeinheit  wie  heute  sind  sie  erst  möglich  geworden  auf  der 
Grundlage  unserer  rechtlichen  und  ökonomischen  Entwicklung, 
und  damit  sind  kolossale  Reichtumsquellen  erschlossen  worden, 
von  denen  man  sich  wirklich  fragen  muß :  ist  es  richtig,  sie  durch 
ein  starres  Festhalten  des  absoluten  Privateigentumsprinzips 
einseitig  in  die  Röhren  zu  leiten,  die  nur  dem  Privateigentum 
das  Wasser  zuführen,  und  anderen  das  Wasser  mehr  oder  weniger 
abschneiden  ? 

Gerade  dieser  Gedanke  ist  es,  an  den  wir  für  diese  Steuer 
anknüpfen. 

Gewiß  kann  man  einwenden:  es  dreht  sich  nach  den  Aus- 
führungen, die  ich  eben  gemacht  habe,  nicht  ausschließlich  um 
solche  Gewinne,  die  sich  an  den  Grund  und  Boden  anknüpfen,  es 
kommen  auch  viele  andere  Fälle  solcher  Gewinne  vor.  Aber  das 
ändert  nichts  an  der  Tatsache,  daß  diese  Gewinne  doch  normaler- 
weise hauptsächlich  beim  Grundbesitz  und  zwar  hier  wieder  beim 
städtischen  und  namentlich  beim  großstädtischen,  beim  industriellen 
Grundbesitz  vorkommen,  nur  zum  Teil  auch  beim  kleinstädtischen. 
Immer  wird  man  aber  von  vornherein  sagen  müssen,  daß  auch 
diese  Steuerfragen,  wie  überhaupt  alle  Grundbesitzfragen,  für  den 
agrarischen  Boden  wesentlich  anders  liegen  als  für  den  städti- 
schen. Ich  stehe  gar  nicht  an,  mich  hier,  in  gewissem  Umfange 
wenigstens,  als  „Agrarier"  zu  bekennen. 

Ich  fasse  die  Dinge  für  die  beiden  Arten  von  Grundbesitz 
verschieden  auf  und  ich  rechtfertige  das  damit:  Was  kann  und 
was  muß  der  Agrarier  wohl  tun,  um  eine  höhere  Rente  zu  er- 
zielen und  aus  der  höheren  Kapitalsrente  einen  größeren  Kapitals- 
und Vermögenswert  herauszurechnen  und  ihn  eventuell  zu  reali- 
sieren? Er  muß  vor  allem  eine  entsprechende  wirtschaftliche 
Tätigkeit  entfalten;  er  muß  technische  Fortschritte  machen. 
Gewiß,  eine  neue  Straße,  ein  Weg,  eine  Eisenbahn  nützt  auch 
ihm.  Aber  in  dem  Maße  wie  einem  städtischen  Grundbesitzer 
meist  bei  weitem  nicht.  Der  ausübende  ländliche  Besitzer  hängt 
auch  immer  von  den  Wechselfällen  ab,  die  die  tägliche  Witterung 
mit  sich  bringt,  von  der  Weltkonjunktur  für  seine  schwer  trans- 
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portierbaren  und  voluminösen  agrarischen  Produkte,  viel  mehr  als 
der  städtische  Besitzer.  Was  an  Rente  dem  agrarischen  Boden- 
besitzer zuwächst,  das  wird  der  Eegel  nach  viel  mehr  zurück- 
zuführen sein  und  wird  zurückgeführt  werden  müssen  auf  per- 
sönliche Leistung.  Was  dagegen  dem  städtischen  Grundeigentümer 
zuwächst  in  rasch  sich  entwickelnden  Städten,  das  mag  ja  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  vielleicht  durch  Voraussicht  der  künftigen 
Entwicklung  u.  dgl.,  also  durch  eigne  Klugheit  mit  verdient  sein ; 
aber  kein  objektiv  Denkender  wird  leugnen  können,  daß  es  doch 
in  der  Hauptsache  große  und  allgemeine  Momente  sind,  die  der 
Einzelne  nicht  schaffen  und  nicht  beeinflussen  kann,  die  diese 
Entwicklung  ermöglichen  und  die  ihm  solch  kolossale  Werte  in 
die  Tasche  legen. 

Das  ist  der  Punkt,  wo  die  Besteuerung  mit  Eecht  anknüpfen 
kann.  Damit  widerlege  ich  auch  —  ich  brauche  das  nicht  im 
einzelnen  vorzuführen,  wie  ich  es  leicht  vermöchte,  —  den  Ein- 
wand, dem  ich  auch  hier  in  Berlin  in  gegnerischen  Blättern  be- 
gegnet bin,  daß  von  einer  solchen  Steuer  für  den  städtischen 
Grundbesitz  doch  höchstens  die  Eede  sein  könne,  wenn  man  auch 
die  anderen  unverdienten  Gewinne  belaste.  Nun,  das  Streben 
geht  auch  darauf  hinaus,  die  Besteuerung  sucht  dem  mehr  und 
mehr  gerecht  zu  weiden.  Die  Grundidee  bei  der  Börsensteuer 
ist  beispielsweise  auch  die  gewesen,  daß  man  die  zufälligen  Ge- 
winne bei  Umsätzen  aller  Art,  namentlich  bei  dem  Termingeschäft, 
heranzuziehen  sucht.  Auf  demselben  Gebiete  bewegt  sich  die 
Erbschaftssteuer,  die  Schenkungssteuer.  Es  scheint  ja 
leider  nach  den  Reichstagsbeschlüssen,  als  ob  wir  auch  jetzt 
noch  diese  Steuer  in  genügendem  Umfang  nicht  bekommen  sollten ; 
aber  es  ist  doch  immerhin  ein  bedeutender  Fortschritt  schon  ge- 
macht worden.  Auch  diese  Steuer  liegt  in  mancher  Beziehung 
durchaus  ähnlich.  Man  mag  den  Familienverband  noch  so  hoch 
anerkennen;  wenn  aber  beispielsweise  vor  einem  Menschenalter 
jemand  aus  Deutschland  nach  Amerika  ausgewandert  und  dort 
ohne  Nachkommen  gestorben  ist  —  und  nun  wird  in  der  ganzen 
Welt  gesucht,  ob  irgendwo  noch  ein  Blutsverwandter  zu  finden 
ist  —  da  kann  man  wirklich  von  einem  „Familienverband"  nicht 
mehr  sprechen,  und  es  kann  auch  von  irgendeiner  persönlichen 
Leistung  des  Erben  absolut  keine  Rede  sein.  Auch  in  einem  solchen 
Falle,  sagen  wir,  muß,  weil  es  sich  um  einen  zufällig  ohne  irgend- 
eine persönliche  Leistung  des  Einzelnen  zustande  gekommenen 
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Erwerb  handelt,  eine  Steuer  eintreten.  Deshalb  ist  die  Erb- 
schaftssteuer ein  durchaus  richtiger  Gedanke  und  sie  bewegt  sich 
genau  in  derselben  Richtung  wie  die  uns  hier  beschäftigende 
Steuer. 

Immer  aber  kommen  wir  wieder  zu  dem  Ergebnis:  der 
städtische  Grundbesitz  und  namentlich  der  großstädtische  Grund- 
besitz saugt  förmlich  die  Grundstücksgewinne  aus  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen,  sozialen  und  politischen  Entwicklung  des  modernen 
Lebens  in  sich  auf.  Was  wäre  Berlin  —  bei  aller  Anerkennung 
für  seine  bürgerlichen  Leistungen,  für  seine  Verwaltung  usw., 
—  was  wäre  Berlin  ohne  die  geschichtliche  Entwicklung,  die  der 
preußische  Staat  seit  der  Zeit  des  Großen  Kurfürsten  d.  h.  seit 
einem  Vierteljahrtausend  durchgemacht  hat?  Wenn  man  sieht, 
wie  dem  Grundbesitz  und  den  Eigentümern  ohne  ihr  Zutun  in 
Rentensteigerungen  große  Kapitalswerte  zufließen  —  man  kann 
das  durchaus  als  rechtmäßig  anerkennen,  man  braucht  das  gar  nicht 
zu  bestreiten;  rechtlich  ist  gar  nichts  dagegen  zu  sagen  —  so 
kann  man  doch  daraus  den  Grundsatz  ableiten:  Wenn  dir  hier 
ein  so  ungewöhnlich  großer  Gewinn  zufällt,  ein  Gewinn,  den 
nicht  du,  sondern  die  Gemeinschaft  geschaffen  hat,  dann  teile  mit 
der  Gemeinschaft!  Das  ist  nicht  ein  „sozialistischer"  Gedanke, 
sondern  das  ist  ein  vernünftiger  sozialer  Gedanke  (Lebh.  Bravo!). 

Man  hat  ja  bekanntlich  den  Ausdruck  „sozialistisch"  dagegen 
ins  Feld  geführt.  Ich  sage:  das  ist  ein  reines  Schlagwort.  Was 
heißt  überhaupt  „sozialistisch"?  Damit  wird  alles  von  dem  einen 
als  herrlich  gepriesen,  der  selbst  Sozialist  ist,  oft  genug  ohne 
jeden  Grund,  und  vom  anderen  wird  es  furchtbar  heruntergerissen 
und  verunglimpft,  weil  er  ein  Gegner  des  Sozialismus  ist,  oft 
genug  auch  ohne  jeden  Grund.  Ich  kann  da  nur  mit  dem  alten 
großen  Fürsten  Bismarck  sagen,  als  er  in  die  neue  Politik  der 
Arbeiterversicherung  einlenkte  und  als  man  einwandte,  das  sei 
„sozialistische"  Politik:  „Wie  ihr  es  nennt,  ist  mir  ganz  Wurst." 
(Heiterkeit).  Das  ist  die  einzig  richtige  Antwort  darauf.  (Lebh. 
Beifall.) 

Und  wenn  heute  die  Grundbesitzerpresse  in  ihren  Artikeln 
mit  solchen  Schlagworten  operiert,  so  sage  ich  auch:  das  ist  mir 
„Wurst" ;  das  sind  Redensarten  —  ob  ihr  es  so  nennt  oder  so,  das 
ist  völlig  gleichgültig,  über  die  Sache  selbst  muß  man  sich  ent- 
scheiden.   (Bravo !) 

Und  wenn  die  Grundbesitzerpresse  fragt:  wohin  soll  das 
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führen  —  da  ist  der  erste  Schritt  oder  auch  schon  der  zweite, 
wie  es  schon  heißt  —  der  erste  ist  die  „Steuer  nach  dem  ge- 
meinen Wert",  der  zweite  ist  die  Zuwachssteuer,  der  dritte  wird 
die  vollständige  Verkommunalisierung  des  Grund  und  Bodens  sein 
—  so  werden  wir  antworten:  Ja  gewiß,  theoretisch  kann  man 
das  ableiten  in  einer  Art  logischen  Gedankengangs;  aber  dagegen 
gibt's  eben  auch  sonst  kein  Hilfsmittel.  Diese  ganze  Argumentation 
läuft  ja  doch  schließlich  darauf  hinaus,  es  könnten  einmal  nicht 
bloß  20°/0  oder  30°/0  an  Zuwachssteuer  erhoben  werden,  sondern 
gleich  100 %•  Ja,  dieses  Argument  kann  ich  mit  demselben 
Recht  auch  gegen  die  Einkommensteuer  und  gegen  jede 
andere  Steuer  ins  Feld  führen.  Auch  hier  kann  man  sagen :  eine 
feste  Grenze  läßt  sich  nicht  geben.  Aber  deshalb,  weil  es  theoretisch 
möglich  wäre,  daß  eine  ganz  radikale  Auffassung  bis  zu  100  % 
Einkommensteuer  erheben  könnte,  kann  ich  doch  die  Einkommen- 
steuer nicht  im  Prinzip  bekämpfen  und  verunglimpfen !  Genau  so 
liegt  die  Sache  hier.  Das  sind  alles  Übertreibungen,  die  weit  über 
das  Ziel  hinausschießen  und  deswegen  überhaupt  nichts  beweisen. 

Aber  weiter.  Gerade  bei  einer  Entwicklung,  wie  wir  sie  in 
unserer  Stadt  Berlin  in  einem  Umfange  wie  —  man  kann  wohl 
ruhig  sagen,  abgesehen  von  einigen  amerikanischen  Städten,  wie 
in  der  ganzen  Welt  sonst  kaum  erlebt  haben,  tut  eine  solche 
Besteuerung  ganz  besonders  not.  Denn  das  ist  ja  doch  klar: 
Wenn  dem  Grundbesitzer  ohne  sein  persönliches  Verdienst  ein 
steigender  Wert  der  unbebauten  Grundstücke  und  ein  steigender 
Ertrag  der  bebauten  Grundstücke  in  der  Form  der  Miete  zufällt, 
so  heißt's  doch  schließlich  auch  hier :  Aus  nichts  wird  nichts,  und 
irgendwo  müssen  doch  schließlich  menschliche  Persönlichkeiten 
existieren,  die  diese  Mehrwerte  schaffen.  Und  wer  ist  das  hier  in 
Berlin?  Das  ist  in  letzter  Linie  natürlich  die  Mietergeneration. 
Und  nun  ist  es  wirklich  tragikomisch,  wie  man  das  —  ich  will 
nicht  polemisieren,  aber  ich  muß  das  doch  aussprechen  —  wie 
man  das  mit  politischen  Parteiauffassungen  in  Verbindung 
bringt. 

Es  ist  heute  noch  in  gewissen  liberalen  gebildeten  Kreisen 
üblich  über  das  „finstere  Mittelalter"  mit  seinem  Feudalismus  zu 
klagen.  Was  hat  denn  das  finstere  Mittelalter  auf  diesem  Ge- 
biete getan?  Gerade  hier  bei  uns  in  der  langen  Eroberungszeit, 
in  der  die  Deutschen  die  Slaven  bis  weit  in  das  Russische  hinein 
zurückdrängten,  zum  Teil  auch  in  der  älteren  Zeit  der  fränkischen 
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Könige  von  den  Zeiten  der  Völkerwanderung  her,  was  hat  denn 
da  das  Königtum  getan?  Der  Boden,  der  bis  dahin  noch  nicht 
besetzt  war  oder  der  zugleich  mit  den  eingeborenen  Landes- 
bewohnern erobert  worden  war,  der  wurde  von  den  weltlichen 
und  geistlichen  Großen  weiter  vergeben;  sie  suchten  Leute  dafür 
zu  gewinnen,  sie  zogen  Kolonisten  aus  anderen  Gegenden  dazu 
heran;  sie  boten  ihnen  einen  gewissen  Schutz  und  sie  belegten 
sie  dafür  mit  gewissen  Lasten,  mit  dem  Zehnten,  mit  Gesinde- 
dienst, namentlich  mit  agrarischem  Frondienst  und  Grundabgaben, 
und  das  hat  sich  als  geltendes  Recht  bis  in  unsere  Zeit  hinein- 
gezogen. Erst  die  große  Agrarreform  der  Grundlastenablösung 
und  der  Bauernbefreiung  hat  das  beseitigt.  Das  ist  ein  Glanz- 
punkt in  der  großen  liberalen  Wirtschaftsära,  den  ich  auch  nicht 
im  mindesten  irgendwie  verkenne.  Aber  was  waren  das  für 
Lasten,  die  man  damals  beseitigt  hat  ?  Gewiß,  die  Bauern  haben 
oft  genug  geseufzt  unter  den  Lasten,  unter  dem  persönlichen 
Dienst,  über  das  unentgeltliche  Hingeben  von  Sachen  usw.  Aber 
was  sind  diese  Lasten  gegenüber  denen,  die  die  neuere  Boden- 
spekulation mit  sich  bringt?  (Lebh.  Beifall). 

Dabei  genossen  damals  jene  Kolonisten,  die  zum  Teil  von 
fern  her  gekommen  waren,  doch  auch  einen  gewissen  Schutz  und 
Förderung  seitens  ihres  Schirmherrn.  Es  handelte  sich  also  immer- 
hin noch  um  Leistung  und  Gegenleistung,  und  in  der  Zeit,  wo 
ein  allgemeiner  Rechtsschutz  noch  fehlte,  war  das  unter  Um- 
ständen eine  sehr  wertvolle  Gegenleistung,  sonst  hätten  nicht 
Tausende  und  Tausende  ihren  freien  Boden  dem  Grundherrn  über- 
tragen und  ihn  dann  als  eine  Art  Lehen  mit  Dienstpflichten  und 
Abgaben  von  ihm  zurückempfangen.  Heute  dagegen  —  was  gibt 
uns  denn  der  Grundeigentümer,  was  gibt  uns  der  Vermieter 
wieder  z.  B.  nach  den  Mietsverträgen,  mit  denen  wir  hier  in 
Berlin  zu  rechnen  haben,  jene  Verträge,  die  manchmal  wirklich 
darauf  hinauszulaufen  scheinen :  Alle  Rechte  beim  Hausherrn,  alle 
Pflichten  beim  Mieter?  (Lebh.  Beifall.) 

Die  Summen  nun,  um  die  es  sich  bei  dem  „unverdienten" 
Wertzuwachs  des  deutschen  Bodens  handelt  —  man  braucht  ja 
nur  an  Berlin  zu  denken,  —  gehen  in  die  Milliarden.  Eine 
absolut  genaue  Berechnung  ist  natürlich  nicht  möglich,  schon 
deshalb  nicht,  weil  sich  nicht  genau  sagen  läßt,  von  welchem 
Zeitpunkt  an  man  rechnen  soll,  aber  das  kann  man  getrost  sagen : 
von  Milliarden  zu  sprechen  ist  keine  Übertreibung. 
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ich habe  früher  einmal  in  einer  Versammlung  des  Bundes 
der  Bodenreformer  im  Kathaus  ein  Beispiel  angeführt,  das  jetzt 
eine  Reihe  von  Jahren  zurückliegt,  von  dem  ich  auch  zugestehen 
will:  ob  es  bis  auf  Mark  und  Pfennig  richtig  ist,  ist  schwer  zu 
sagen,  aber  immerhin  beruht  es  auf  sorgfältigen  Feststellungen 
des  leider  so  früh  verstorbenen  Dr.  P.  Voigt.  Es  kommt  un- 
gefähr darauf  hinaus,  daß  die  Gegend  um  den  Kurfürstendamm, 
die  jetzt  mehr  und  mehr  bebaut  wird,  gewissermaßen  als 
nacktes  Ackerland  gedacht  um  die  30er  und  40er  Jahre  einen 
ungefähren  Wert  von  50000  Mk.  gehabt  hat,  während  sie  vor 
zehn  Jahren  —  solange  ist  es  schon  her,  daß  die  Schätzung  vor- 
genommen ist  —  ohne  Gebäude  einen  Wert  von  50  Millionen, 
gering  gerechnet,  repräsentierte,  das  heißt  also  der  Wert  ist  um 
das  Tausendfache  gestiegen  und  diese  50  Millionen,  nur  zu  4% 
gerechnet,  müssen  demnach  mit  zwei  Millionen  jährlich  von  den 
Mietern  verzinst  werden!  Ja,  das  sind  denn  doch  Lasten,  gegen 
die  die  früheren  bäuerlichen  Lasten  des  vielgescholtenen  Adels 
und  der  Großgrundherrn  ein  wahres  Kinderspiel  gewesen  sind 
(Lebh.  Beifall)  und  wunderbarerweise,  das  wird  ruhig  hin- 
genommen; darüber  wird  nicht  geklagt.  Eine  solche  Belastung 
zugunsten  der  Grundbesitzer  wird  heute  als  ganz  selbstverständ- 
]ich  hingenommen.  Wenn  Staat  und  Reich  für  ihre  Bedürfnisse 
irgendwie  ein  paar  Pfennige  mehr  verlangen,  dann  schreit  das 
ganze  liebe  deutsche  Volk:  das  geht  nicht!  Daran  sieht  man, 
mit  wie  ungleichem  Maße  diese  Dinge  behandelt  werden. 

Nun  wendet  man  weiter  ein,  es  sei  auch  eine  solche  Steuer 
verfassungswidrig  und  auch  staatsrechtlich  überhaupt 
unrichtig.  Da  käme  es  zunächst  darauf  an,  wie  bei  einem  vor 
Gericht  anhängig  zu  machenden  Prozeß  entschieden  werden 
würde.  Wir  haben  es  ja  bei  der  Bauplatzsteuer  erlebt,  die  leider, 
und  zwar  auf  der  Grundlage  einer  formal  gewiß  richtigen  Aus- 
legung des  Oberverwaltungsgerichts,  wieder  beseitigt  werden 
mußte,  weil  da  eine  ganz  ungeschickte  Fassung  der  Bestimmungen 
im  Kommunalabgabengesetz  enthalten  war.  Jedenfalls  haben  aber 
im  vorliegenden  Falle,  soweit  ich  unterrichtet  bin,  bereits  die 
höchsten  Gerichte  anerkannt,  daß  der  Grundgedanke  durchaus 
nicht  anzufechten  ist. 

Staatsrechtlich  und  verfassungsrechtlich  soll  es  nicht  zulässig 
sein!  Auch  da  dreht  sich  wieder  zum  Teil,  wenigstens  in  den 
mir  bekannt  gewordenen  Polemiken,  der  Streit  um  die  Worte : 
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direkte  Steuern  —  indirekte  Steuern.  Da  wird  gesagt:  es 
ist  im  Kommunalabgabengesetz  ausdrücklich  nur  gestattet,  gewisse 
indirekte  Steuern  einzuführen,  alle  direkten  Steuern  seien  den 
landesgesetzlichen  Bestimmungen  vorbehalten.  So  ist  es  aber 
durchaus  nicht  gemeint,  sondern  so,  daß  in  den  Gemeinden  ge- 
wisse Zuschläge  nur  zu  gewissen  inneren  Reichs-  und  Staats- 
verbrauch ssteuern  gemacht  oder  eigene  Kommunal  steuern  nur  auf 
gewisse  innere  Objekte,  wie  es  in  Frankreich  die  Oktrois  sind, 
gelegt  werden  dürfen;  von  anderen  Steuern  ist  nichts  gesagt. 

Wie  schwankend  die  Begriffe  „direkt"  und  „indirekt"  bei 
Steuern  sind,  zeigt  ein  Blick  auf  die  Erbschaftssteuer.  Nach  der 
Auffassung,  die  ich  als  Theoretiker  vertrete,  ist  eine  Erbschafts- 
steuer ganz  ohne  Zweifel  eine  „direkte"  Steuer  in  dem  Sinne,  daß 
sie  auch  nach  der  Voraussetzung  des  Gesetzgebers  und  der  Regel 
nach  in  ihrer  praktischen  Wirksamkeit  ausnahmslos  von  dem,  der 
sie  zahlen  muß,  auch  getragen  wird;  eine  Erbschaftssteuer  kann 
man  nicht  auf  andere  überwälzen.  Aber  wird  denn  bei  uns 
diese  Steuer  so  aufgefaßt?  Sehen  wir  den  preußischen  Etat  an. 
Da  stehen  die  lumpigen  11  Millionen,  die  wir  aus  der  Erbschafts- 
steuer bekommen,  in  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern. 
Bei  der  Stempelsteuer  ist  es  ähnlich.  Kurz  und  gut,  es  ist  ein 
ganz  willkürlicher  Sprachgebrauch.  Nach  dem  Wortlaut  des 
Kommunalabgabengesetzes  ist  die  Zuwachssteuer,  daran  kann  gar 
kein  Zweifel  bestehen,  durchaus  zulässig,  sie  zählt  hier  einfach 
zu  den  indirekten  Steuern.  .  Aber  ich  will  sie  einmal  als  direkte 
Steuer  auffassen.  Da  ist  sie  nun  erst  recht  durchaus  begründet 
im  Rahmen  unseres  ganzen  direkten  Steuersystems.  Auch  die 
Bestimmungen  der  preußischen  Steuergesetze,  die  für  uns  in  Be- 
tracht kommen  im  Kommunalabgabengesetz,  lassen  gerade  die 
Umgestaltung  der  Grundsteuer  sehr  wohl  zu,  unter  die  wir  dann 
auch  die  Wertzuwachssteuer  rechnen  können.  Ich  zweifle  nach 
den  mir  bekannt  gewordenen  Entscheidungen  von  Frankfurt  a.  M. 
nicht  daran,  aber  es  könnte  sein,  daß  irgend  ein  anderes  Gericht 
anders  entscheidet,  dann  müßte  eventuell  an  die  Gesetzgebung 
herangegangen  werden;  denn  dann  hätten  wir  etwas,  was  forma- 
listisch abgeleitet  rechtens  sein  mag,  was  sich  aber  sachlich  in 
keiner  Weise  rechtfertigen  ließe. 

Nun  aber  kommt  der  große  Einwurf:  „verfassungs- 
rechtlich bedenklich".  Da  wird  immer  die  Berufung  auf 
das  „heilige  Privateigentum"  vorgeschoben. 
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Ja,  das  Privateigentum  soll  gewiß  heilig  sein,  und  wenn  man 
vom  Eigentum  spricht  als  von  der  großen  Gesamtinstitution  der 
Rechtsordnung  der  Kulturvölker,  mag  man  diesen  etwas  feierlichen 
Ausdruck  ruhig  anwenden.  Aber  ist  denn  damit  jedes  Eigentum 
jedes  Einzelnen  nach  der  Erwerbsart,  die  er  ausübt,  jetzt  auch 
ohne  weiteres  mit  dem  Namen  „heilig"  zu  belegen?  (Heiterkeit.) 

Das  ist  doch  eine  sehr  bedenkliche  Konsequenz,  denn  dann 
müßten  wir  die  wildesten  Spekulationen,  wie  sie  sich  beispiels-  - 
weise  an  der  Waren-  und  Fondsbörse  usw.  abspielen,  auch  nicht 
nur  als  rechtlich  zulässig  anerkennen,  sondern  auch  als  sittlich, 
„heilig",  als  in  j  e  d  e  r  Hinsicht  gerechtfertigt.  Schamlose  Spekula- 
tionen, wie  sie  z.  B.  ein  deutsch-jüdischer  Geschäftsmann,  Leiter, 
in  Amerika  vor  einer  Reihe  von  Jahren  betrieben  hat,  die  dann 
zwar  zusammenstürzten,  die  aber  doch  den  Effekt  gehabt  haben, 
daß  ein  paar  Wochen  hindurch  selbst  der  Weizendurchschnitts- 
preis auf  dem  Weltmarkte  nicht  unwesentlich  stieg,  die  würden 
damit  nicht  bloß  als  zulässig  erklärt,  sondern  in  ihren  Erfolgen 
auch  als  „heilig"  bezeichnet.  Das  sind  denn  doch  ganz  unhaltbare 
Konsequenzen.  Man  darf  mit  einem  solchen  Prinzip  nicht  Ab- 
götterei treiben,  sondern  es  kann  und  darf  nur  so  aufgefaßt 
werden,  wie  einer  unserer  größten  neueren  Juristen,  v.  Ihering, 
das  Privateigentum  überhaupt  und  vollends  das  Grundeigentum 
auffaßt.  Auch  das  Privateigentum  ist  nie  vom  gesellschaftlichen 
Zusammenhange  gelöst ;  das  Privateigentum  gibt  dem  Eigentümer 
kein  absolutes  Recht,  und  gerade  das  G  r  u  n  d  eigen  tum  und  seine 
geschichtliche  Entwicklung  und  dann  auch  vor  allem  das  städtische 
Grundeigentum  zeigen,  daß  sie  immer  beschränkt  waren  durch 
eine  ganze  Reihe  von  Rechtsnormen.  Es  ist  eine  grundfalsche 
Auffassung,  daß  ein  Eigentümer  das,  was  er  sein  Grundeigentum 
nennt,  gewissermaßen  wie  ein  absoluter  Souverain  behandeln 
könne.  So  liegt  die  Sache  geschichtlich  nicht  und  am  aller- 
wenigsten nach  der  Logik,  die  den  großen  geschichtlichen  Rechts- 
institutionen doch  nun  einmal  innewohnt. 

Ebenso  hat  man  die  Zuwachssteuer  angegriffen  als  einen  b  e  - 
denklichen  Eingriff  in  das  Vermögen.  Man  sagt:  eine 
Besteuerung  soll,  nach  dem  Sinne  des  Gesetzgebers  und  nach  dem, 
was  überhaupt  allein  richtig  und  gerechtfertigt  sei,  aus  den  Er- 
trägen gezahlt  werden.  Das  ist,  finanzpolitisch  aufgefaßt,  im 
allgemeinen  richtig  und  beim  Ausbau  der  Steuergesetzgebung  geht 
man  im  allgemeinen  so  vor,  daß  in  der  Tat  möglichst  nur  die 
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Erträge  getroffen  werden.  Aber  eine  Garantie,  daß  man  von  den 
Erträgen  nicht  auf  das  Objekt,  daß  man  vom  Einkommen  nicht 
auf  das  Vermögen  selbst  gelangt,  kann  kein  Staat  geben  und 
hat  keiner  gegeben.  Nicht  einmal  bei  der  Einkommensteuer  trifft 
das  immer  zu.  Wir  haben  z.  B.  in  dem  Augenblick,  wo  wir  sie 
zahlen  sollen,  nicht  die  Mittel;  wir  haben  durch  verschwenderisches 
Leben  oder  durch  Unglücksfälle  unser  ganzes  Einkommen,  das 
der  Steuerbehörde  bekannt  war,  zu  dem  Zeitpunkte  gerade  auf- 
gezehrt, wo  wir  die  Einkommensteuer  bezahlen  müssen;  können 
wir  da  etwa  eine  Niederschlagung  der  Steuer  verlangen,  weil  wir 
sagen :  jetzt  müssen  wir  die  Steuer  aus  unserem  Vermögen  decken  ? 
Das  fällt  niemandem  ein.  Kein  Gericht  würde  so  urteilen.  Kein 
Staat,  kein  Gesetzgeber  würde  das  anerkennen.  Der  Staat  setzt 
voraus,  es  wird  regelmäßig  aus  dem  Ertrag  des  Vermögens,  aus 
dem  Einkommen  die  Steuer  gezahlt.  Ob  es  aber  wirklich  so  ge- 
schieht und  im  gegebenen  Augenblick  so  geschehen  kann,  darum 
kümmert  er  sich  weiter  nicht.  Daher  würde  es  gar  kein  Ein- 
wand sein,  daß  hier  statt  des  Ertrages  und  des  Einkommens, 
was  ja  in  diesem  Falle  eigentlich  identisch  ist,  das,  was  man 
„Vermögen"  nennt,  besteuert  würde. 

Man  wird  aber  weitergehen  müssen  und  sagen:  Auch  das 
ist  eine  ganz  willkürliche  Behauptung,  daß  der  Staat  gar  nicht 
das  Eecht  habe,  auf  das  Vermögen  zurückzugreifen.  Gewiß,  er 
wird  das  da  nicht  tun,  wo  Zweckmäßigkeits-  und  andere  Er- 
wägungen dagegen  sprechen;  aber  unbedingt  seinen  Untertanen 
zusichern  kann  er  das  auch  nicht,  und  das  wäre  auch  unter  Um- 
ständen absolut  unhaltbar.  Wie  kann  man  hier  von  „Vermögens- 
konfiskation" sprechen?  Seien  wir  uns  doch  klar:  im  Grunde  ge- 
nommen ist  jede  Steuer  eine  Konfiskation,  ob  meines  Einkommens 
oder  meines  Vermögens;  es  ist  aber  noch  nie  in  der  Welt  da- 
gewesen, daß  ein  Staat,  wenn  er  nicht  andere  Erwerbsquellen  in 
großem  Umfange  gehabt  hat,  auf  die  Dauer  ohne  Steuern  hat  be- 
stehen können.  Was  es  mit  dem  Gerede  von  der  Vermögens- 
konfiskation auf  sich  hat,  das  läßt  sich  leicht  an  folgendem  Bei- 
spiele ermessen.  Als  im  Jahre  1891  bei  der  Miquelschen  Steuer- 
reform endlich  der  bis  dahin  bestehende  höchste  Einkommen- 
steuersatz von  3°/0  erhöht  wurde,  aber  erst  bei  100000  Mk. 
und  darüber  auf  4%?  da  hat  es  gewiß  eine  ganze  Menge  von 
Fällen  gegeben,  wo  die  Leute,  die  bis  dahin  höchstens  3%  ge- 
zahlt hatten,  das  eine  Prozent,  das  sie  nun  mehr  zahlen  mußten. 
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bisher  kapitalisiert  hatten.  Die  Steuererhöhung  war  also  in  diesem 
Falle  so  gut  wie  eine  Vermögenskonfiskation.  Ist  man  aber  des- 
wegen vor  der  Reform  zurückgeschreckt?  Wenn  also  eingewendet 
wird,  es  werde  durch  die  Zuwachssteuer  ein  Teil  des  Einkommens 
entzogen,  der  sonst  zur  weiteren  Bildung  von  Vermögen  ver- 
wendet worden  wäre,  so  sind  das  Argumente,  die  weit  über  das 
JZiel  hinausschießen,  denn  in  einer  großen  Zahl  von  Fällen  wird 
die  Sache  so  liegen,  daß  ich  mein  Einkommen  nicht  vollständig 
verbrauche,  sondern  daß  ich  den  Teil,  der  mir  in  Form  der  Ein- 
kommensteuer genommen  wird,  hätte  zurücklegen  können  zur 
Bildung  weiteren  Vermögens.  Nein,  mit  solchen  Redensarten  wie 
„Verletzung  des  heiligen  Eigentums",  „Verletzung  des  bestehenden 
Staatsrechts"  kommt  man  in  solchen  Fragen  nicht  weiter. 

Das  Entscheidende  ist,  daß,  nach  meiner  Überzeugung 
wenigstens,  kein  formaler  Grund  vorliegt,  gegen  eine  solche 
Zuwachssteuer,  daß  aber  doch  eminent  sachliche  Gründe  dafür 
sprechen  nach  der  ganzen  Art  der  Entstehung  des  Wertzuwachses, 
der  eben  getroffen  werden  soll.  Und  damit  komme  ich  auf  das 
zurück,  was  ich  eingangs  schon  dargelegt  habe.  Gewiß,  es  ist 
nicht  in  jedem  einzelnen  Falle  so,  aber  im  großen  und  ganzen 
liegt  die  Sache  so:  die  fortgesetzt  steigenden  Werte,  die  an 
städtischem  Grundbesitz  erzielt  werden,  und  zwar  an  bebauten 
und  unbebauten  Grundstücken,  die  werden  geschaffen  durch  die 
gesamte  gesellschaftliche,  kommunale,  wirtschaftliche,  soziale  Ent- 
wicklung, und  wenn  man  hier  von  „Leistung"  spricht,  so  liegt  die 
Leistung  auf  seiten  der  Gesamtheit,  während  die  Vorteile,  die 
von  der  Gesamtheit  ausgehen,  infolge  der  bisherigen  Gestaltung 
des  Steuerrechts  ausschließlich  dem  Einzelnen  zugute  kommen. 
Und  das  ist  denn  doch  in  der  Tat  ein  wesentliches  Bedenken  gegen 
den  jetzigen  Zustand.  Ganz  dasselbe,  was  man  gegen  die  Zuwachs- 
steuer geltend  macht,  macht  man  auch  gegen  eine  schärfere 
Heranziehung  des  unbebauten  Grundbesitzes  durch  die  Steuer 
nach  dem  gemeinen  Wert  geltend.  Jeder  wird  aber  doch  zu- 
gestehen: die  Kartoffeläcker  sechsten,  siebenten,  achten  Ranges, 
die  mit  ein  paar  Pfennigen  Steuer  pro  Morgen  belegt  waren,  in 
derselben  Weise  weiter  zu  besteuern,  wenn  im  Handumdrehen 
aus  der  Sandscholle  goldkörnerführendes  Bauland  geworden  ist,  das 
ist  ein  unhaltbarer  Zustand,  und  es  muß  jemand  schon  völlig  im 
Egoismus  des  Privateigentumsprinzips  aufgegangen  sein,  wenn  er 
das  nicht  zugestehen  wollte :  an  und  für  sich  ist  es  billig,  daß 
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hier  einer  Leistung  der  Gemeinschaft  gegenüber,  die  einem 
Einzelnen  bedeutende  Wertsteigerungen  zuführt,  als  Ausgleich 
eine  Steuer  eintreten  muß. 

Nun  wird  merkwürdigerweise  dagegen  auch  eingewendet, 
wenn  dergleichen  geschähe,  so  würde  das  üble  Folgen  haben,  und 
zwar  üble  Folgen  gerade  für  diejenigen,  deren  Interesse  man 
glaube  wahrzunehmen:  für  die  Masse  der  zur  Miete  wohnenden 
Bevölkerung,  für  die  Masse  der  arbeitenden  Klassen.  Mit  solchen 
Argumenten  wird  meines  Erachtens  auch  sehr  viel  Unfug  ge- 
trieben. Ganz  ähnliche  Bedenken  wurden  geltend  gemacht  in 
Berliner  Baukreisen  den  Arbeitern  gegenüber,  die  durch  einen 
Streik  höhere  Löhne  erzielen  wollten.  Denen  hat  man  auch  ge- 
sagt: wenn  ihr  jetzt  die  Löhne  in  die  Höhe  treibt,  so  verteuert 
ihr  das  Bauen  und  mit  der  Verteuerung  des  Bauens  verteuert  ihr 
eure  Wohnungen.  Aber  man  hat  mit  Becht  geantwortet:  das 
mag  zutreten,  aber  wir  bauen  doch  nicht  nur  für  Arbeiter, 
sondern  wir  bauen  für  die  ganze  Bevölkerung,  und  was  die  mehr 
zahlt,  das  kommt  uns  zugute.  Aber  was  sind  schließlich  die 
paar  Groschen  Lohnerhöhung  gegenüber  den  kolossalen  Wert- 
steigerungen, die  der  Grund  und  Boden  durch  die  Spekulation 
erlangt  hat! 

Und  nun  knüpft  sich  an  diese  wertsteigernde  Entwicklung 
auch  noch  die  Sp ekulation  an,  die  ganze  weite  Strecken  Bodens 
festhält,  —  aus  dem  Markte  fernhält,  damit  sich  der  Grundstück  s- 
preis  noch  mehr  steigert,  die  wartet,  bis  der  Schwamm  sich  voll- 
gesogen hat  und  die  im  gegebenen  günstigen  Augenblick  dann  ihn 
ausdrückt.  Ich  bin  der  Überzeugung,  daß  eine  solche  Boden- 
spekulation g a n z  überwiegend  schädlich  ist.  Ich  bin  schon 
hinsichtlich  anderer  Spekulationen,  namentlich  hinsichtlich  der  ge- 
wöhnlichen Börsenspekulationen,  sehr  skeptisch;  aber  da  kann  man 
die  Sache  doch  noch  immer  drehen  und  wenden ;  da  haben  wir  es 
mit  beweglichen  Werten  zu  tun,  die  zuletzt  doch  durch  die  freie  Kon- 
kurrenz immer  wieder  in  ihren  Preisschwankungen  eine  Korrektur 
erfahren.  Aber  hier  haben  wir  es  zu  tun  mit  der  Scholle,  hier 
haben  wir  es  zu  tun  mit  dem  Grund  und  Boden,  der  an  einer 
bestimmten  Stelle  nur  einmal  vorhanden  ist  und  der  gerade  durch 
seine  lokale  Lage  seinen  Wert  bekommt,  bei  dem  alles  sich 
kristallisiert,  was  an  wertsteigernden  Momenten  überhaupt  ein- 
wirken kann:  das  alles  kommt  dem  einzelnen  Besitzer  zugute, 
und  nun  wird  es  noch  obendrein  durch  Spekulationen  in  die  Höhe 
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getrieben.  Um  die  ganze  Stadt  Berlin  herum  hat  sich  die 
Spekulation  festgesetzt.  Sie  arbeitet  glücklicherweise  auch  manch- 
mal mit  Verlusten,  aber  im  großen  und  ganzen  doch  mit  ganz 
bedeutenden  Gewinnen,  von  denen  man  nur  sagen  kann :  hier  wird 
geerntet,  während  man  nicht  selbst  gesät  hat.  (Lebh.  Beifall.) 
Das  sind  doch  wirklich  ganz  unhaltbare  Zustände! 

Auch  da  kann  man  von  anderen  Ländern  lernen,  speziell  von 
Frankreich.  In  Frankreich  liegen  ja  die  Verhältnisse  etwas 
anders  als  bei  uns.  Die  Franzosen  haben  keinen  nennenswerten 
Bevölkerungszuwachs.  Wir  haben  einen  solchen  von  über 
800000  jährlich.  Aber  auch  nach  Paris  und  nach  anderen  großen 
Städten  drängt  sich  die  Bevölkerung,  wenn  auch  nicht  so  stürmisch 
wie  nach  Berlin.  Was  können  wir  aber  dort  beobachten?  Die 
wilde  Bodenspekulation,  wie  sie  bei  uns  besteht,  existiert  dort  in 
dem  Umfange  nicht;  wohl  aber  besteht  dort  eine  Besitz  wechsel- 
abgabe,  vor  der  den  Berliner  Grundbesitzern  sich  die  Haare 
sträuben  würden  (Heiterkeit). 

Der  Berliner  Grundbesitzer  klagt  über  2°/0  Umsatzsteuer; 
in  Frankreich  besteht  seit  einem  Menschen  alter,  seit  den  Kriegs- 
zuschlägen, Grundbesitzwechselabgabe  von  fast  6%  •  Sie  hat  den  Er- 
folg gehabt,  die  wilde  Spekulation  ganz  wesentlich  einzudämmen. 
Man  kann  nur  sagen,  wenn  durch  eine  solche  Steuer,  wie  wir  sie 
vertreten,  das  spekulative  Moment  etwas  eingedämmt  würde,  so 
wäre  das  nur  mit  Freuden  zu  begrüßen. 

Wunderbarerweise  wendet  man  nun  ein :  gewiß,  in  der  Groß- 
stadt sind  manche  Gegenden  sehr  stark  im  Werte  gestiegen,  aber 
viele  andere  wieder  nicht.  Das  ist  gewiß  richtig;  aber  um  so 
mehr  kann  man  replizieren  da,  wo  etwas  zugewachsen  ist,  kann 
die  Gemeinde  eben  eine  Steuer  nehmen;  wo  kein  Wertzuwachs 
stattgefunden  hat,  wird  natürlich  nichts  genommen,  dort  bleibt 
also  zum  mindesten  die  Lage  die  gleiche  wie  vorher! 

Aber  immerhin  tritt  auch  hier  im  Grunde  genommen  eine 
Erleichterung  ein,  denn  was  der  eine  mehr  zahlt,  das  braucht 
der  andere  natürlich  um  so  viel  weniger  zu  zahlen.  Also  ein 
Vorteil  kommt  dabei  in  jedem  Falle  heraus.  Auch  hier  möchte 
ich  daher  behaupten :  gerade  die  Wirkungen,  die  etwas  spekulations- 
eindämmend  sein  werden,  werden  ganz  überwiegend  günstige  sein. 

Nun  wird  freilich  wieder  gesagt,  daß  schließlich  eine  solche 
Steuer  auch  hier  nur  die  Werte  emportreiben  würde  und  daß 
dadurch  der  Grund  und  Boden  verteuert  würde.  Darauf  heißt 
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es  meines  Erachtens:  Abwarten!  —  Wenn  wir  diese  praktische 
Frage,  eine  der  wichtigsten  und  schwierigsten  Fragen  des  an  sich 
schwierigen  Problems  der  Steuerüberwälzung,  theoretisch- wissen- 
schaftlich behandeln,  so  bleibt  es  vorläufig  bei  dem  Ergebnis,  zu 
dem  schon  die  großen  Klassiker  der  englischen  Nationalökonomie 
gekommen  sind;  daß  Steuern  auf  die  Grundrente  nicht  über- 
wälzbar  sind! 

Es  mögen  hier  und  da  einzelne  Ausnahmen  vorkommen,  aber 
die  Eegel  ist  es  nicht.  Daher  ist  auch  diese  Befürchtung  nicht 
begründet.  Sollte  sie  es  aber  sein,  dann  muß  immer  noch  ab- 
gewartet werden,  ob  man  nicht  andere  Vorkehrungen  zu  treffen 
hat.  Wie  ich  aus  den  Zeitungen  ersehe,  hat  der  hochverdiente 
Oberbürgermeister  A  dick  es  von  Frankfurt  a.  M.,  wo  die  Zu- 
wachssteuer besteht,  sich  dahin  geäußert,  daß,  alles  in  allem  ge- 
nommen, es  nicht  als  wahrscheinlich  anzusehen  sei,  daß  eine 
solche  Wertsteigerung  eintreten  werde. 

Komisch  berührt  es,  wenn  von  den  Gegnern  gesagt  wird,  daß 
eine  solche  Steigerung  des  Grundwerts  zur  Verteuerung  der  Mieten 
und  damit  zu  einer  Belastung  der  Mieter  führen  würde,  während 
man  sich  nicht  im  mindesten  scheut,  durch  Spekulation  und  Vor- 
enthalten der  Grundstücke  aus  dem  freien  Verkehr  die  Boden- 
preise künstlich  in  die  Höhe  zu  treiben.  Das  sind  die  eigentlichen 
hauptsächlich  verteuernden  Momente,  und  die  wirken  ganz  anders 
als  eine  Wertzuwachssteuer  je  wirken  könnte.  Man  kann  wohl 
eher  sagen:  es  wird  nicht  ein  so  starkes  Steigen  des  Boden werts 
eintreten,  weil  die  Spekulation  sich  mehr  vom  „Geschäft"  im 
Boden  zurückziehen  wird,  wenn  eine  vernünftige  Steuer  einen 
Teil  des  Mehrwerts  in  die  Gemeindekasse  fließen  läßt,  was  in 
jedem  Falle  wohltätig  für  die  Gesamtheit  ist. 

Man  spricht  auch  von  „fiskalischer"  Politik.  Ja,  wo  Ge- 
danken fehlen,  da  finden  sich  leicht  solche  Schlagworte  ein.  Was 
heißt  denn  das,  „fiskalische  Politik?"  Das  heißt  im  vorliegenden 
Falle  nichts  anderes  als  gerechte  Politik  gegen  die  Masse  der  Be- 
völkerung. Jeder  wird  so  besteuert  wie  er  es  verdient.  Die  fiskalische 
Politik  der  Eisenbahnen  wird  angegriffen.  Mag  sein,  daß  hier 
und  da  die  Tarife  herabgesetzt  werden  könnten.  Ich  glaube  nur, 
beim  Privateisenbahnsystem  würde  das  noch  viel  schwerer  ge- 
schehen, und  der  Unterschied  würde  höchstens  der  sein:  beim 
Privateisenbahnsystem  hochbezahlte  Aufsichtsräte  und  Direktoren 
und  schlecht  bezahlte  Arbeiter,  während  wir  jetzt  mittelmäßig 
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bezahlte  Direktoren  und  leidlich  bezahlte  Arbeiter  haben.  Und 
schließlich,  wenn  das  bestritten  wird:  Wem  kommt  denn  die 
Drittel  Milliarde  Mark  Eisenbahnüberschüsse  zugute  ?  Wir  müßten 
in  Preußen  das  anderthalb-  bis  zweifache  an  Einkommensteuer 
bezahlen,  wenn  wir  nicht  die  Eisenbahnüberschüsse  hätten. 

So  auch  in  unserem  Falle.  Man  mag  eine  Menge  Bedenken 
vorbringen;  aber  das  wichtigste  Gegenargument  muß  man  doch 
gelten  lassen:  Füllung  der  Gemeindekassen  durch  die  Zuwachs- 
steuer! Das  aber  bedeutet  Entlastung  der  sonstigen  erwerb- 
tätigen steuerzahlenden  Bevölkerung.  Weiter  aber  würde  durch  die 
wertherabdrückende  Wirkung  einer  solchen  Steuer  —  denn  der 
Bodenwert  würde  dann  wahrscheinlich  nicht  mehr  in  dem  Maße 
steigen  —  das  Bauen  erleichtert  werden.  Daß  da  jetzt  außer- 
ordentliche Mißstände  bestehen,  ist  bekannt.  Ich  erinnere  nur 
an  die  vorzüglichen  Ausführungen,  die  Herr  Heinrich  Freese 
gerade  in  diesem  Bunde  wiederholt  gemacht  hat.  Wenn  aber 
außerordentliche  Mißstände  auf  dem  Gebiete  des  Bauwesens  be- 
stehen, so  werden  sie  vielfach  verschuldet  durch  die  zu  hohen 
Baustellenpreise.  Denken  wir  doch  nur  an  diese  furchtbar  in  die 
Höhe  getriebenen,  enggebauten  Lichthöfe,  auf  die  man  das  Wort 
anwenden  kann:  lucus  a  non  lucendo;  sie  heißen  „Lichthöfe",  weil 
kein  Licht  in  sie  hineinkommt.  (Heiterkeit.)  Denken  wir  an 
diese  eng  zusammengedrängte  Bauweise,  die  feuerpolizeilich  allen- 
falls die  rein  formalen  Bedingungen  erfüllt,  die  aber  in  sanitärer 
und  sittlicher  Beziehung  im  höchsten  Maße  bedenklich  ist.  Alles 
das  hängt  direkt  und  indirekt  mit  der  Übertreibung  der  Bau- 
stelienpreise  zusammen.  Daß  wir  infolge  dieser  Entwicklung  der 
Dinge  heute  mehr  und  mehr  in  den  großen  Städten  mit  am 
teuersten  und,  was  die  unteren  Klassen  anlangt,  hygienisch  am 
ungünstigsten  wohnen,  in  einer  Weise  zusammengepfercht,  wie 
die  neueste  Volkszählung  zum  Erstaunen  und  zum  Grauen  für 
jeden  objektiv  denkenden  Politiker  und  sozial  gesinnten  Mann 
zeigt,  das  verdanken  wir  der  wilden  Freiheit  des  städtischen 
Privatgrundeigentums  und  den  Exzessen,  die  hier  eingetreten 
sind.    (Lebh.  Beifall.) 

Ich  komme  daher  gerade  zu  dem  entgegengesetzten  Schlüsse 
von  dem,  was  uns  von  der  anderen  Seite  immer  entgegengehalten 
wird,  wenn  man  dort  behauptet:  die  Steuer  nach  dem  gemeinen 
Wert,  die  Zuwachssteuer,  wie  überhaupt  alles,  was  die  Boden- 
reformer betreiben,  wirke  antisozial.  Auf  einmal  werden  diese 
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grundbesitzenden  Herren  und  ihre  Vertreter,  die  in  der  Presse  ihre 
Interessen  wahrnehmen,  die  Vertreter  des  sozialenGedankens! 
(Heiterkeit.)  Ich  glaube,  wir  erleben  nächstens,  daß  uns  gesagt 
wird:  der  wahre  gesunde  Sozialismns  besteht  darin,  daß  wir  das 
Privatgrundeigentum  in  den  Städten  noch  mehr  fördern,  dann  wird 
alles  blühen  und  gedeihen.  (Heiterkeit.)  Es  ist  wirklich  zum 
Lachen,  wenn's  nicht  andererseits  so  ernst  und  so  traurig  wäre. 
(Lebh.  Beifall.) 

Lassen  Sie  mich  mit  folgenden  Gedankengängen  schließen. 
Was  in  der  ganzen  neueren  Entwicklung  unseres  innerpolitischen 
Lebens  das  Erfreulichste  ist  bei  so  manchen  unerfreulichen  Er- 
scheinungen, wie  sie  vielleicht  leider  im  Charakter  des  deutschen 
Volkes  liegen:  die  ewige  Parteizersetzung,  die  furchtbare  Streit- 
und  Zanksucht  und  anderes  Ähnliches  mehr  —  was  das  Erfreu- 
lichste ist,  das  ist  das  Empor  ringendessozialen  Gedankens! 
Wir  dürfen  uns  in  Deutschland  rühmen,  das  lange  vernachlässigte 
Gebiet  des  Arbeiterschutzes  in  der  Gesetzgebung  unter 
große  soziale  Gesichtspunkte  gebracht  zu  haben.  Es  genügt  ja 
noch  nicht,  was  auf  diesem  Gebiete  schon  geschaffen  worden  ist, 
aber  es  haben  sich  doch  schon  die  Verhältnisse  ganz  bedeutend 
gebessert.  Wir  haben  das  zweite  große  Gebiet  gut  beackert  und 
wir  sind  auf  diesem  Gebiete  die  Pioniere  gewesen,  indem  wir  das 
Banner  der  Arbeit  er  Versicherung  erhoben  haben  und  zwar, 
das  muß  auch  gegenüber  der  Sozialdemokratie  hervorgehoben 
werden,  diese  Versicherung  in  einem  so  großen  Umfange  und 
relativ  so  gut  durchgeführt,  daß  es  die  Bewunderung  jedes  fremden 
objektiv  urteilenden  Politikers  erregt,  so  daß  auch  Engländer 
und  Franzosen,  sonst  wahrhaftig  nicht  unsere  Freunde,  das  an- 
erkennen. Wir  haben  auf  dem  Gebiete  der  Finanzen,  der  Steuer- 
gesetzgebung soziale  Gesichtspunkte  mit  Fug  und  Recht  und 
mit  Konsequenz  zur  Geltung  gebracht,  nur  noch  nicht  genügend, 
wie  z.  B.  der  Kampf  um  die  Erbschaftssteuer  zeigt,  aber  doch 
immerhin  so,  daß  wir  sagen  können:  stehen  wir  auch  in  dem  und 
jenem  fremden  Völkern  nach,  in  vielen  Punkten  stehen  wir  auch 
in  der  sozialen  Ausgestaltung  unserer  Finanzen  und  unseres  Steuer- 
wesens ihnen  voran. 

Wenn  wir  nun  daran  ein  so  großes  Gebiet  wie  das  der 
Bodenreform  anknüpfen  mit  all  den  Punkten  und  Forderungen, 
wie  sie  in  höchst  verdienstvoller  Tätigkeit  insbesondere  von 
Ihrem  Vorsitzenden  Herrn  Damaschke  verfolgt  werden,  wenn 
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wir  in  Verbindung  mit  dem  auf  anderen  Gebieten  Erreichten  die 
Bodenreform  durchführen,  so  daß  wir  auch  von  den  Gewinnen, 
die  dem  Einzelnen  zufallen,  im  wesentlichen  kraft  Zufalls  einen 
mäßigen  Teil  —  auch  nach  den  radikalsten  Plänen  soll  ja  nicht 
über  50%  hinausgegangen  werden  —  für  die  Gemeinschaft 
heranziehen,  dann  treiben  wir  gesunde  Sozialpolitik.  Man 
mag  das  „Sozialismus"  nennen,  das  bleibt  sich  gleich  —  auf  dem 
richtigen  Wege  sind  wir!  (Langanhaltender  Beifall.) 
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Aufgaben  unferer  £eit,  um  mitarbeiten  gu  tonnen  an  üjrer  Söfung." 

$  a  m  b  u  r  g  e  r  9?  a  dj  r  i  dj t  e  n :  $er  SSerfaffer  f)at  ftcf)  ba§  SSerbienft  erroorben,  burd) 
feine  „erfte  Einführung"  eine  SücFe  auffüllen,  bie  Don  alten  greunben  boIF3roirt= 
fdjaftltcfien  StubiumS  fdjmeralid)  embfunben  rourbe.  Seinen  Xenbertgen  naef)  fter)t  baS 
33udj  burd)au§  über  beu  ^arteten  unb  entgeht  bamit  einer  ©efar)r,  bie  nationalöfonomifa> 
t)ifiorifcfjen  Sföerfen  'befonberS  brofjt." 


iitfgaörtt  ber  f  emehtkjmlttift 

2Ibolf  Samaföfe, 

5Borfi§enber  i>e§  !öunbe§  ber  Seutfdjen  SSobenrefornter. 

pnfte  mefcntlitf)  erweiterte  Sluflage*  —  S>retsel)tt(c3  bt§  ^ansigfteg  Saufeub ! 

¥rclö:  1  maxi  50  $f.,  gcbmtbeit  2  äRar!. 

Snljalt:  ©tofettimg.  —  33Ubuug§fragcu  unb  Slrbcttcrfragcn.  —  3J?tttelftaubgfragen.  — 
Sic  3utt»a^§rettte,  —  $om  ®emetube=®runbetgenmm.  —  3ur  233otjmmggfragc.  — 
Steuerfragen  unb  ®emcmbcbetriebe.  —  ©djtufjtoorr.  —  Slit^ang :  Seutfrfje  ®e= 
membebrogramme. 


£)  b  e  r  b  ü  r  g  e  r  m  e  i  ft  e  r  2toitfe3  (auf  bem  ®re3bner  Stäbtetage) :  £te§  SBud)  ift  ^fmen 
toofyi  allen  befannt! 

®er  23 eob ad) t er  (Stuttgart):  (Sine  gerabeju  einzigartige  Sdjrift  —  cm  $olB= 
burf)  im  beften  Sinne  be§  2£orie3. 

©ojioliftifdje  Monatshefte:    .  .  berbient  auefj  auf  Seiten  ber  Sojialbemo* 
fratie  bie  ^öc^ftc  $8cad)tung. 


flrrlrtQ  von  (fiitftitti  «fftfrlier  in  3cnn» 


gu*  -.Mnouu.uiir.'mu^  «ßrciS :  brofd).  2  SWarf,  gebunben  2  «Karl 

60  «ßf. 

$öei  ber  großen  2Bidjtigfett  unb  immer  freigenben  praftifdjen  SBebeutmtg  bcr  2$ert= 
guft)od}§[teuer  bürfte  bie  norliegenbe  6d)rift  be§  befannten  SSerfafferS,  bie  gum  erften 
Sftale  bie  ffoage  ber  gSert^utpadjgfleuer  im  gangen  Umfang  nnffenfdjaftlid)  unb  bod)  für 
ein  größeres  ^ubltfum  bebanbelt  in  allen  potitifct)  unb  nnrtfcbaftiid)  intereffierten  Greifen 

mit  g-reuben  begrübt  werben. 

Ub^tlttrdlß  MüllltWerhlilttttfTe  ltnb  ^re  ^ebeutunS  für  ba§  2öof)nung3iuefen 

Meintt)o^nung§gebäube.  SSon  Dr.  ftufc.  (*£ttevptefrt,  ^riüatbogent  an  ber  ,$önigl. 
griebrirf)  ^üf)eim=Umnerfttät  Berlin.   1903.  $ret§:  3  SKarf. 

UHÄ  lllühttltttltÖlUtfem   Gearbeitet  Don  Dr.  (ßbevfttöt,  ^rtoatbogent 

^tl»  AV'UMUUM^i'iuvriUl  a_  b_  ÄöntflL  c^riebdd)  ^u|eIm§--UmüerfMt  SBerlin 

(2lbbr.  a.  b.  §anbb.  b.  £»)giene  ©uppUSb.  IV).   $rei§:  2  9Jcarf  50  <ßf. 

beren  (Srgebn'tffc  unb  beren  $ortfetmng  burd)  eine  ftänbtge  SSo^nungSinfpcftton  im 
Auftrage  be§  ©tabtrate§  bargefteat  öon  Pia*  Patt*   $rei§:  2  SKarf. 

^n  acbt  Kapiteln  be^anbelt  Hftal)  bie  Sßorcjefdjicfjte,  bie  Vorbereitung  unb  l£rgeb= 
ntffe  ber  1896er  (Mjebuhg  in  £>eibelberg,  bie  Arbeiten  nad)  ber  ©rfyebung,  bie  (£tnrid)tung 
unb  Sätigteit  ber  2So£)nung§infpeftion,  um  bann  mit  intereffanten  2tu§füf)rungen  über 
SBoJjmmgSpotttif  unb  mertoolfen  Anregungen  für  bie  gufunft  gu  fdjiiefeen. 

jpg  ffatmif  teile  Pitfaiteüigmtfl  htv  (fätnmttim  tro  kniin- 
ntttn  $taaUtuxviäft\nx$m  iroft  ftte  (Srntwidtlimg  btv 

ftitMttßhthf*£htttithmßtt  "mt  bejonberem  Jöejug  auf  preufeifcbe  Ver^äitniffe 
l»HmViUUl  vmmujiuv^  ö(jn  prt0ttcjr)  spr0f.  ^  Berlin.  1904. 

$Ä:  1  «Dtotf  50  «ßf. 

j|flmmttttaU  gfeitetrfy^eit.  |gSÄ»ä 

©tabtberorbneter,  erftattet  ber  Ortsgruppe  Berlin  ber  ©ef.  f.  ©oj.  Reform.  2Rit 
einer  Vorbemerfung  öon  SSKagiftratSrat  pt  tn  ^dfttU,  1.  Vor),  ber  Ortsgruppe 
Berlin.   $rei§:  40  $f. 

Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  ^^.^Sor^Tdu?*- 

Kiel,  Geh.  Hofrat  Dr.  G.  von  Below -Freiburg  i.  Br.,  Prof.  Dr.  M.  Bier  m  er - 
Gießen,  Präsident  des  Kais.  stat.  Amts  Geh.  Ober-Keg.Bat  Prof.  Dr.  van  der 
Bor  ght -Berlin,  Dr.  L.  B ruh  1- Berlin ,  Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  Karl  Bücher- 
Leipzig  u.  v.  a.  Herausgegeben  von  Professor  Dr.  liiidwig  Elster, 
Geh.  Ober-Begierungs-Rat  und  Vortragender  Bat  im  Ministerium  der  GeistL. 
Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  in  Berlin.  Zweite,  völlig  umge- 
arbeitete Auflage. 

Das  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  setzt  sich  zusammen  aus  einzelnen 
alphabetisch  geordneten  wissenschaftlichen  Arbeiten  von  „sorgfältiger 
Gliederung",  die  „bei  aller  Knappheit  doch  erschöpfend,  bei  aller  Gemein- 
verständlichkeit nie  oberflächlicn  sind"  (Deutscher  Beichsanzeiger  Nr.  175, 
1898).  Es  ist  von  der  wissenschaftlichen  und  der  Tagespresse  durchweg  glänzend 
besprochen  und  als  ein  Werk  bezeichnet  worden,  das  „eine  soziale  Mission 
erfüllt." 

Die  Ausgabe  erfolge  in  Lieferungen  im  Preise  von  2  Mark  50  Pf.  — 
Preis  des  vollständigen  in  zwei  Bänden  erscheinenden  Werkes:  brosek. 

:J5  Mark,  elegant  gebunden  40  Mark.   Bisher  erschien  Lieferung  1—4. 


Lippert  &  Co.  (G.  Pätz'sche  üuehdr.),  Naumburg  a.  ö. 


